
Max Horkheimer 1939

„Wer nicht vom Kapitalismus reden wolle,
solle vom Faschismus schweigen.“

Im allgemeinen politischen Bewußtsein gibt es vom Faschismus eine Vorstellung, als habe er mit
Deutschland, seinen Menschen und der gesellschaftlichen Realität nichts zu tun.
Er sei über uns gekommen, wie eine Invasion von einem fremden Stern. Er sei schlimmstenfalls ein
„Ausrutscher der Geschichte“. Mit dem Ende des 2. Weltkrieges sei dieser Spuk vorbei.
Das ist natürlich Quatsch! Die faschistische Diktatur war genauso eine von Menschen gemachte
Ordnung, wie die freiheitlich/demografische Grundordnung in der Bundesrepublik Deutschland.
An der Errichtung des Faschismus hatten bestimmte Leute ein Interesse, nämlich diejenigen:

die einen Vorteil davon hatten, jüdische Betriebe billig zu übernehmen,
Konkurrenz auszuschalten, Gewerkschaften zu verbieten,
betriebliche Bündnisse zu errichten.
Die durch die gesellschaftlichen Verhältnisse, sich in einer bestimmten,
für sie mißlichen Lage befanden (Kapitalismus, Konkurrenz).
Die sich die Lage, in einer für sie nützlichen Weise, erklärten (Klassenkampf der
Gewerkschaften).
Die Organisationen fanden die das formulierten und die Lösungsvorschläge
in die Tat umsetzten (Parteien und Verbände).

Wer wissen will, ob eine solche Ordnung wie der Faschismus, wieder ent-
stehen könnte, der muß sich genau ansehen wer davon profitierte und wer
die Opfer brachte. Wer wen, wofür vertrat und wo die materiellen Ergeb-
nisse von 12 Jahren Faschismus geblieben sind. Wo die Personen ge-
blieben sind, die den Faschismus förderten und von ihm profitierten und
mit welchen Mitteln die Weimarer Republik zerstört wurde.
Vielleicht existieren noch einige der Bedingungen und Mittel die zum Fa-
schismus geführt haben (es müssen ja nicht immer KZ gebaut werden und
7 Millionen Juden ermordet werden).
Es gab und gibt immer wieder Menschen die diese Fragen stellen und
dafür einen Sturm der Entrüstung hervorrufen. Einige blieben mutig und
standhaft (Alex Möller „15 Millionen beleidigte Deutsche“, Christian
Ströbele: Schilys Vorbeugehaft ist wie die Schutzhaft der Nazis), die mei-
sten fallen aber um (Herta Gremlin, Ulrich Wickert und zuletzt der SPD-Abgeordnete Stiegler).
Umso lauter muß man sagen:

„Wer vom Faschismus redet, muß auch vom Kapitalismus reden.“
Im Kapitalismus, wie im Faschismus ist das Leben Kampf. Weil die Menschen aber nicht immer
kämpfen wollen, nennt man das ganze einfach Wettbewerb oder Konkurrenz und weil der Kapitalis-
mus einen so schlechten Ruf hat, nennt man ihn lieber „Soziale Marktwirtschaft“. Es ist gleich!
Geködert werden die Menschen für diese Ordnung, indem man ihnen einredet, jeder habe den „Mar-
schallstab im Tornister“, sie müßten ihn nur rausholen.
Betriebe billig zu übernehmen, dafür gibt es auch heute noch genügend Interessenten. Der Druck
dazu ist zwar gegenwärtig nicht so groß, da man sich gerade aus „Erichs Resterampe“ ausgiebig
bedient hat (Abwicklung der DDR), und dazu noch demokratischer als die Enteignungen jüdischen
Vermögens. Aber die Bedingungen zur Profitmaximierung sind nach wie vor verbesserungswürdig.
Was der Führer auf diesem Gebiet geleistet hat, soll zwar nicht Vorbild für heute sein, aber Anregun-
gen sind immer nützlich. Man muß sie ja nicht 1 zu 1 übernehmen.



Während die DVP de facto zu einer der Stützen der Weimarer Republik
geworden war, tendierte sie nach dem Tode Stresemanns im Zuge der
zunehmenden Radikalisierung des politischen Klimas immer stärker nach
rechts und beteiligte sich u.a. in Thüringen an der ersten Landesregierung
mit NSDAP-Beteiligung. Spätestens die Wahlen des Jahres 1932 zeigten
allerdings, dass die DVP und DNVP  die NSDAP nicht in puncto Radikali-
tät ausstechen konnte, und sie sank zur Bedeutungslosigkeit herab; am
27. Juni 1933 löste sie sich selbst auf.
Politiker aus den Reihen der DVP beteiligten sich nach dem Zweiten
Weltkrieg an der Gründung von FDP und CDU.
„Von roten Ketten macht uns frei allein die Deutsche Volkspartei.“
Dieser Wahlkampfspruch zeigt, dass die DVP antikommunistisch
orientiert war.

Material aus dem Internet:

Bei der Gründung der Weimarer Republik spielten die Liberalen wieder
eine entscheidende Rolle. In der Anfangsphase gründeten sich zwei libe-
rale Parteien, die DDP und die DVP. Damals standen unter anderen Per-
sönlichkeiten wie Friedrich Naumann, Max Weber, Albert Einstein, Walther
Rathenau, Gustav Stresemann, Hugo Preuß, Reinhold Maier, Theodor
Heuss für den Liberalismus.
In der bundesrepublikanischen Zeit vereinten sich die Liberalen
Deutschlands wieder in einer Partei: der FDP - Die Liberalen, sie war unter
anderem mit Thomas Dehler, Erich Mende, Walter Scheel, Hans-Dietrich
Genscher und Klaus Kinkel an verschiedenen Bundesregierungen betei-
ligt, konnte aber nie die alte Bedeutung wieder gewinnen. Die FDP ist die
einzige Partei im Deutschen Bundestag, die für sich in Anspruch nimmt,
für den ganzheitlichen Liberalismus einzutreten.
Kritisiert wurde, auch aus den eigenen Reihen (u.a. Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger, Burkhard Hirsch, Gerhart Baum), dass liberale Prinzipien
im Bereich der Bürgerrechte bei Themen wie Großer Lauschangriff,
Videoüberwachung und biometrischer Reisepass kaum noch eine Rolle
spielen würden, und statt dessen wirtschaftsliberale Werte (Neolibera-
lismus) dominierten.



21. März 2003: Vor 70 Jahren beschloss der Reichstag faktisch seine
Auflösung, in dem er dem Ermächtigungsgesetz zustimmte. Damit fiel
eine der letzten demokratischen Bastionen in Deutschland. Hitlers Weg in
die Militarisierung und Krieg begann. Was sagte dieses Gesetz? Wer
stimmte damals mit “Ja”? Wie war das gesellschaftliche Kräfteverhältnis?
Was sind die historischen Lehren?
Heute fordern die Konservativen immer unverhüllter die Entrech-
tung der Gewerkschaften, betreiben – wie das Beispiel Italien zeigt
– die zunehmende Gleichschaltung der Medien. Gleichzeitig trägt die
Außenpolitik immer aggressivere Züge. Scheinbar widerstandslos ver-
kümmert die demokratische Gesellschaft, wofür vor 70 Jahren noch ein
Ermächtigungsgesetz nötig war...

Nachfolgeparteien CDU / CSU / FDP
  -Vorläuferparteien-

Zur Rolle der Vorläuferparteien von CDU, CSU, FDP

Obwohl die CDU/CSU immer für eine harte Gangart gegenüber der PDS
als Nachfolgepartei der SED plädiert, ist sie selbst mimosenhaft, wenn ihr
die Vergangenheit vorgeworfen wird. Ludwig Stiegler, SPD, wies die
CDU/CSU und FDP auf die „historische Schuld“ ihrer „Vorläuferparteien“
hin, die 1933 Adolf Hitler an die Macht gebracht hatten.
Münchner Merkur, 11.2.2002, S.4.

[Historischer Hintergrund: Ermächtigungsgesetz]
Das wörtliche Zitat: „Der Einsatz von Union und FDP für das NPD-
Verbotsverfahren ist erbärmlich! Dabei müsste gerade bei CDU/CSU
und FDP, deren Vorläuferparteien am 23. März 1933 Hitler ermäch-
tigt haben nachdem sie ihn zuvor verharmlost und mit an die Macht
gebracht haben, die historische Schuld alle denkbaren Aktivitäten
auslösen, wenigsten heute schon den Anfängen zu wehren.“
Münchner Merkur, 12.2.2002, S.2

Lorenz von Stackelberg, Kommentator des Münchner Merkurs, versuch-
te eine merkwürdige Weißwaschung der Parteien: „Man kann der Union
nicht ernsthaft zum Vorwurf machen, dass ehemalige Mitglieder jener
Reichstagsparteien, die das fatale Gesetz teils fahrlässig, teils einge-
schüchtert passieren ließen, 1945/46 den Weg in das neugegründete
überkonfessionell Sammelbecken namens CDU fanden“ Münchner Mer-
kur, 11.2.2002, S.2.



Dieses Argument würde auch für die PDS gelten: Man kann der PDS nicht
ernsthaft zum Vorwurf machen, dass ehemalige Mitglieder jener Partei, die
den Unrechtsstaat DDR betrieb, in den 90er Jahren den Weg in die PDS
fanden. Oder anders: was kann die CDU und CSU dafür, daß sich nach
1945 viele Braune in ihren Reihen wiederfanden?

Empörung
Viele Vertreter der CDU / CSU / FDP empörten sich über Stieglers Aussa-
ge zur historische Abstimmung über das Ermächtigungsgesetz:
Angela Merkel, CDU; Friedrich Merz, CDU; Guido Westerwelle, FDP;
Max Stadler, FDP; Thomas Goppel, CSU.
Münchner Merkur, 15.2.2002, S.2

Die sudetendeutsche Landsmannschaft lud Stiegler als Gast ihrer Bun-
desversammlung aus. Auch sie verträgt die historische Wahrheit nicht. (SZ,
16.2.2002, S.6) Sonderbar, waren doch auch die Sudetendeutschen
 (  auch ich bin einer) die Leidtragenden des Nazi-Wahns.

Edmund Stoiber, CSU, forderte ein klärendes Wort von Gerhard Schröder,
SPD, über die Äußerungen von Ludwig Stiegler, SPD.
(SZ, 21.2.2002, S.5.)

Wie war die Lage vor der Machtergreifung?

1.Die Massenarbeitslosigkeit liegt bei 5-6 Millionen
2.Die Arbeitgeberverbände fordern in einem Manifest:

Eine Reform des Tarif- und Schlichtungswesens.
Verwaltungsvereinfachungen auf dem Gebiet der Sozialversicherung.
Anpassung der Löhne und Gehälter an die gegebenen Verhältnisse.

Das Resümee der Nazis:
„Herabdrückung der Lebenshaltung des schaffenden deutschen Volkes

auf das Niveau chinesischer Kulis.“
Wenn Einschränkungen nötig sind, dann bei ganz anderen Kreisen. Spitzengehälter sogenannter
Wirtschaftsführer. Die SPD die diese Politik mitgemacht hat, spaltet sich jetzt. Die Neugründung
heißt Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands(SAP). Für den Winter werden 7-8 Millionen Arbeits-
lose erwartet, Ergebnis sozialdemokratischer Politik. Die Bezugsdauer für das Arbeitslosengeld wurde
verkürzt.
Es fällt nicht schwer Parallelen zur Zeit von heute zu ziehen.
Heute so wie damals nutzten die Unternehmer die von ihnen zu verantwortende Krise dazu, ihren
Raubzug gegen die Mehrheit des Volkes zu fourcieren.



Arbeitertum, Oktober 1931



Diese Politik trieb einen nicht unbetrrächtlichen Teil der Arbeiter in die Arme der Nazis. Aber auch ein
anderer Teil des Volkes sah in den Nazis ihren Retter.
Der gewerbliche Mittelstand der ohnehin unter den Großbetrieben zu leiden hatte, geriet in der Krise
noch mehr in die Zange von Großunternehmen und Arbeitskosten. Die einen preßten ihnen niedrige
Preise ab und die anderen forderten höhere Löhne. Auch machte ihnen die Billigkonkurrenz und
Schwarzarbeit zu schaffen. Die Nazis versprachen Abhilfe und fanden im Mitelstand Unterstützung.
Besonders wenn es um die Hetze gegen die verhaßten Gewerkschaften ging.

Der Aufbau, Organ des Hauptamtes für Handwerk und Handel, Nr. 10/36

Zentrales Anliegen der „Wirtschaft“, der bürgerlichen Parteien und der Nazis war, die Zerschlagung
der freien Gewerkschaften. Tarifvertrag, Betriebsrätegesetz, Selbstverwaltung, Demokratie und die
Erfahrung des Klassenkampfes, standen der Profitmaximierung der Unternehmer und den
Weltherrschaftsplänen der Nazis entgegen.
Besonders der Mittelstand glaubte, mit der Vernichtung der Gewerkschaften aus dem Zangengriff
von Großindustrie und Lohnkosten frei zu kommen.
Die Vorstufen der Machtergreifung waren:

1. Diffamierung der Gewerkschaftsfunktionäre als rote Gewerkschaftsbonzen.
2. Leugnung des Klassenkampfes.
3. Propagierung der Volks- und Betriebsgemeinschaft
4. Schutzhaft und Arbeitslager
5. Nach der Machtergreifung mit Hilfe der bürgerlichen Parteien, Verbot der Gewerkschaften
6. Errichtung betrieblicher Bündnisse
7. Aufhebung der Tarifautonomie
8. Errichtung der Diktatur

Auf den folgenden Seiten sprechen die Materialien der Nazis und der Wirtschaft und Konservativen
von heute.



Wolfgang Gerhard (FDP):
„Denn die größte soziale Sicherheit und das
größte schöne Leben hat man doch nicht in
der GKV (Gesetzliche Krankenversiche-
rung) sondern an einem Arbeitsplatz...!“

„Sozial ist, was
Arbeitsplätze schafft!“

„Das wichtigste soziale Gut
ist der Arbeitsplatz“.

Berliner Zeitung, 18.4.05

„Wenn Arbeit etwas schönes und
erfreuliches wäre,
hätten die Reichen

sie nicht den Armen überlassen.“
(Paul Lafarque - Schwiegersohn von Karl Marx )

Arbeit hat Vorfahrt

Eingang zum Konzentrationslager FDP-Parteitag



Florian Rentsch(FDP) 9. Juli 2005
„Nur dumpfe Wahlkampfpolemik von DGB-Gewerkschafts-
bonzen auf dem Rücken von Menschen mit Behinderungen.

„Die Gewerkschaftsbonzen“
FDP und CSU sprechen die gleiche Sprache

 wie alte und neue Nazis!

Titel: DGB-Bonzen Autor: C a l i  Datum:28.6.2005

„Die Rentenkasse wird immer leerer, v.a. weil aufgrund der demographischen Lage immer weniger
Arbeitnehmer immer mehr Rentner versorgen müssen. (Natürlich spielen auch die wirtschaftliche
Lage, Entnahmen in der Vergangenheit u.a. eine Rolle.) Außerdem werden die Rentner immer
älter.
Die Lage auf dem Arbeitsmarkt ist dramatisch. Unflexible Strukturen verhindern eine positive wirt-
schaftliche Entwicklung und eine einhergehende Belebung des Arbeitsmarktes.
Kurz:Deutschland braucht dringend Reformen.
Jede Verzögerung verschlechtert die Situation für zukünftigen Generationen.

Und was sagt der DGB dazu:
Keine Lockerung des Kündigungsschutzes.
Kräftige Lohnsteigerungen.
Keine (demokratische) Abstimmung der Betriebsräte mit den Arbeitgebern.
Festhalten an Flächentarifverträgen.
Kein Soll-Renteneintrittsalter von 67.
Forderung nach Kreditfinanzierung.

Der DGB will alles so lassen wie bisher.
Der DGB sägt mit Streiks an dem Ast, auf dem wir alle sitzen.
Der DGB will die künftigen Generationen alles bezahlen lassen.
Der DGB will die Arbeitnehmer nicht demokratisch entscheiden lassen, stattdessen will er bevor-
munden.
Ergo:
Es ist eine gewaltige Sauerei, wie die Gewerkschaftsbonzen aus purer Macht-
geilheit und Populismus die Gewerkschaftsmitlieder hinters Licht führen und
instrumentalisieren.
Sie ruinieren damit Deutschland auf Kosten der Jungen, die alles bezahlen müs-
sen und deren Zukunftschancen gemindert werden.

Solche Gewerkschaftsbonzen
hat Deutschland nicht verdient!“

Internet



ROTE GEWERKSCHAFTS-
BONZOKRATIE

Oktober 31, S.

rbb Berlin, 30.4.05

Die Sozialdemokratie sollte sich
mehr auseinandersetzen mit den
Gewerkschaftsfunktionären, das ist
die wahre Plage in unserem Land.



„Aus FDP-Sicht, damals mit Lambsdorf,
heute mit Westerwelle, wir richten uns
nicht gegen Gewerkschaften, auch nicht
gegen Betriebsräte, wir wenden uns ge-
gen Gewerkschaftsbosse die es verhin-
dern, nach wie vor, daß wir in den Betrie-
ben zu Verabredungen kommen die es
erlauben das wir zu mehr Beschäftigung
kommen.

1. Programm 4.5.05

Oktober 31

SPD-Gewerkschaftsbonzen



Interview Söder
Manager und Gewerkschaftsbonzen

BZ, 8.8.05

Im Nazi-Jargon



Betriebliche
 Bündnisse

 - ein alter Nazihut!

Von FDP /CDU
neu entdeckt.

„Einleitung
Das deutsche Sozialsystem vor dem 30.Januar 1933 beruhte auf der Annahme
eines grundsätzlichen Gegensatzes von Arbeitgebern und Arbeitnehmern.
Dabei lag der Fehler dieses Systems nicht in der Anerkennung sozialer Gegen-
spieler, sondern in der Erhebung des wirtschaftlichen Interessengegensatzes zu
einer allgemein gültigen Norm, die alle Gesetze und Maßnahmen des Staates und
alle Beziehungen zwischen den im Wirtschaftsleben beteiligten Menschen, ja so-
gar die politischen, kulturellen, religiösen oder sportlichen Vorgänge in Deutsch-
land beherrschte.
Diese Entwicklung war die äußerste logische Folge der streng marxistischen
Wirtschafts- und Geschichtsauffassung, die im Fortschritt der Menschheit das Er-
gebnis grundsätzlichen Kampfes zwischen einzelnen Klassen sah und damit den
natürlichen Widerstreit der sozialen Interessen, der sich aus der verschiedenen
Lage des seine Arbeitskraft anbietenden Arbeitnehmers und des auf die Rentabili-
tät des Betriebes bedachten Unternehmers ergibt, über den Bereich der Wirtschaft
hinaus als oberste Richtlinie in die Regelung aller menschlichen Verhältnisse
hieintrug.“



Erster Abschnitt
Führer des Betriebes und  Vertrauensrat

§ 1.
Im Betriebe arbeiten der Unternehmer als Führer des Betriebes, die Angestellten und Arbeiter als
Gefolgschaft gemeinsam zur Förderung der Betriebszwecke und zum gemeinen Nutzen von Volk
und Staat.
§ 2.
 (1) Der Führer des Betriebes entscheidet der Gefolgschaft gegenüber in allen betrieblichen Ange-
legenheiten, soweit sie durch dieses Gesetz geregelt werden.
(2) Er hat für das Wohl der Gefolgschaft zu sorgen. Diese hat ihm die in der Betriebsgemein-
schaft begründete Treue zu halten.
§ 5.
 (1) Dem Führer des Betriebes mit in der Regel mindestens zwanzig Beschäftigten treten aus der
Gefolgschaft Vertrauensmänner beratend zur Seite. Sie bilden mit ihm und unter seiner Leitung
den Vertrauensrat des Betriebes.
(2) Zur Gefolgschaft im Sinne der Bestimmungen über den Vertrauensrat gehören auch die Haus-
gewerbetreibenden, die in der Hauptsache für den gleichen Betrieb allein oder mit ihren Familien-
angehörigen arbeiten.
§ 6.
 (1) Der Vertrauensrat hat die Pflicht, das gegenseitige Vertrauen innerhalb der Betriebsgemein-
schaft zu vertiefen.
(2) Der Vertrauensrat hat die Aufgabe, alle Maßnahmen zu beraten, die der Verbesserung der
Arbeitsleistung, der Gestaltung und Durchführung der allgemeinen Arbeitsbedingungen, insbeson-
dere der Betriebsordnung, der Durchführung und Verbesserung des Betriebsschutzes, der Stär-
kung der Verbundenheit aller Betriebsangehörigen untereinander und mit dem Betriebe und dem
Wohle aller Glieder der Gemeinschaft dienen. Er hat ferner auf eine Beilegung aller Streitigkeiten
innerhalb der Betriebsgemeinschaft hinzuwirken.

Nach entsprechender sprachlicher Überarbeitung, könnte dieses Gesetz durch-
aus in den Bundestag eingebracht werden. Es wäre mit einem Schlage der unseli-
ge Klassenkampf, die Mitbestimmung, die Tarifautonomie und die Gewerkschafts-
plage beseitigt.



 Tarifautonomie
beseitigen

- ein alter Nazihut!

Von FDP /CDU
neu entdeckt.

Arbeitertum Dezember 32

Mit dicken Krokodilstränen in den Augen beklagen die Nazis die Erpressugspolitik
der Unternehmer. Die kapitalistische Wirtschaftskrise wurde von den Unterneh-
mern, wie heute, zum ständigen Abbau von Arbeitnehmerrechten benutzt. Als sie
an der Macht waren, ersetzten sie die Tarifverträge durch staatliche Tarifan-
ordnungen.



ROTE GEWERKSCHAFTS-
BONZOKRATIE

Oktober 31, S.



Arbeitertum, Mai 33

Gewerkschaftsbonzen



„Die Deutsche Arbeitsfront war auch eine Gewerkschaft,
aber eine mit Maß und Ziel.“


